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Kommt eine neue 
Weltordnung?

Die Augen trübe, die Stimme brü-
chig, die Worte nur schwer zu 

verstehen. In seiner Abschiedsbot-
schaft  aus dem Oval Offi  ce warnte der 
82-jährige scheidende US-Präsident 
Joe Biden Mitt e Januar vor einem 
Ende des amerikanischen Staates in 
seiner bisherigen Form. In Amerika 
nehme heute „eine Oligarchie extre-
men Reichtums, extremer Macht und 
extremen Einfl usses Gestalt an“, die 
„buchstäblich unsere gesamte Demo-
kratie, unsere Grundrechte und Frei-
heiten und eine faire Chance für je-
den, voranzukommen“ bedrohe.

Biden gab das Präsidentenamt am 
20. Januar an Donald Trump ab. Mit 

der Amtsübergabe hat sich auch das 
politische Machtgefüge in Ameri-
kas herrschender Klasse verändert. 
Anders als es Bidens warnende Ab-
schiedsworte nahelegten, ist die Oli-
garchie dabei aber nicht als etwas 
Neues entstanden. Vielmehr haben 
sich die Kräft everhältnisse innerhalb 
dieser Oligarchie verändert. Diese 
Veränderung dürft e sich bald global 
auswirken und womöglich die Welt-
karte erheblich verändern.

Bündnis aus Tech-Oligar-
chen und Neuer Rechten

Das politisch Neue in Trumps zwei-
ter Amtszeit ist zunächst die direkte 

Teilnahme der amerikanischen Tech-
Elite an den Regierungsgeschäft en in 
Washington. Wie der „Economist“ 
schrieb, war Washington jahrelang 
„ein Ort, den die Tech-Bosse gemie-
den haben, wenn sie nicht gerade 
vom Kongress zur Schelte vorgeladen 
wurden“. Unter Trump nehmen sie 
unmitt elbaren Einfl uss auf das Re-
gierungsgeschehen. Dies gilt vor al-
lem für Elon Musk, der seit Monaten 
durch penetrantes Auft reten schein-
bar ununterbrochen die Aufmerk-
samkeit der Welt auf sich zieht. Aber 
auch Jeff  Bezos (Amazon), Sundar 
Pichai (Google), Mark Zuckerberg 
(Meta) und Bill Gates (Microsoft ) ha-
ben längst Trumps Nähe gesucht.

In den USA hat sich ein Bündnis aus Tech-Oligarchen und Neuer Rechten an der 
Macht etabliert. Mit Donald Trump als Präsident startet das Land off ensive Schritte 
zur Errichtung einer neuen internationalen Ordnung. Auch die politische Landschaft 
in Europa könnte sich drastisch verändern. Will die Arbeiter:innenklasse nicht unter 
die Räder geraten, muss sie sich als eigenständige revolutionäre Kraft organisieren. - 
Ein Kommentar von Thomas Stark. 

Der Terroranschlag von Hanau am 
19. Februar 2020 ist ein erschütt ern-
des Beispiel für den stärker wer-
denden Faschismus in Deutschland. 
Hanau war aber auch der Anfangs-
punkt einer neuen Geschichte des 
antifaschistischen Widerstandes. 
> Seite 6

Fünf Jahre nach dem 
Anschlag in Hanau

Rund um die Bundestagswahl wie-
derholt sich der Höhepunkt im 
Zirkus der bürgerlichen liberalen 
Demokratie. Einen Ausweg aus 
Kriegen und Krisen schaff en die 
Parteien nicht. Statt  dieses Wahlzir-
kus ist es Zeit, dass wir selbst das 
Heft  in die Hand nehmen. > Seite 3

Klassenkampf statt 
Wahlzirkus

Jetzt hat der Allianz-CEO Oliver 
Bäte wieder die Debatt e darum ent-
facht, dass am ersten Tag der Krank-
heit kein Lohn gezahlt werden soll. 
Idiotischer Vorschlag oder kann das 
doch schneller Realität werden, als 
man denkt? > Seite 7

Angriff  auf das Recht auf 
Krankmeldung

205.000 auf der Flucht, 28 Tote – so 

startete das Jahr für die Bevölke-

rung von Los Angeles, die mit einer 

der schwersten Brandkatastrophen 

in der Geschichte der USA zu kämp-

fen hatt en. Extreme Naturkatastro-

phe und neue Normalität? > Seite 8

Brandkatastrophe 
in Los Angeles

Ukraine Krieg: Stellungskampf und hybrider Krieg
Am 24. Februar sind es drei Jahre, seit 
Russland die Ukraine angegriff en hat. 
Während die Aufmerksamkeit vieler 
Menschen von dem Schauplatz weg-
rückt, bleiben die wichtigen Fragen 
bestehen: Wer profi tiert, wer leidet 
und wie hängen verschiedenen Kon-
fl iktherde und Interessen zusammen? 

Erkennbar ist zudem: Neben dem Stel-

lungskampf verschiedenener Armeen 

wird insbesondere die hybride Kriegs-

führung in Zukunft  bedeutender Teil 

von Kriegen und Konfl ikten sein. 

Ein Kommentar von Marc Bremer. 

> Seite 4-5
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Um das zu unterstreichen, haben 
Amazon und Meta ihre firmenin-
ternen Initiativen gegen die Diskri-
minierung schwarzer und LGBTI+ 
Mitarbeiter:innen eingestellt. Ganz 
offensichtlich ein Zugeständnis, das 
die Tech-Oligarchen ihrem neuen 
politischen Bündnispartner gemacht 
haben: Nämlich Trumps MAGA-
Bewegung („Make America Great 
Again“) sowie der Neuen Rechten, 
die Elon Musk gerade aggressiv inter-
national promotet.

Wird sich die  
Weltkarte verändern?

In welche Richtung sich die Welt-
politik künftig verändern könnte, hat 
Trump bereits vor Weihnachten deut-
lich gemacht, als er Gebietsambitio-
nen auf den Panama-Kanal, Grönland 
und sogar Kanada anmeldete. Mit 
den ernst gemeinten Plänen will der 
neue Präsident die Hegemonie der 
USA in der westlichen Hemisphäre 
und der Arktis politisch zementieren 
und China von dort verdrängen. Sie 
würden zudem die geostrategischen 
Voraussetzungen für die USA schaf-
fen, sich mehr und mehr aus Europa 
zurückzuziehen und sich stattdessen 
auf die Pazifikregion und den Rivalen 
China zu konzentrieren.

Damit erfinden Trump und das hinter 
ihm stehende Bündnis die US-Geo-
strategie zwar nicht neu: Immerhin 
waren es Barack Obama und Hillary 
Clinton, die schon 2011 „Amerikas 
Pazifisches Jahrhundert“ ausriefen. 
Die neue Regierung scheint jedoch 
entschlossen, die Umsetzung dieser 
Ausrichtung schneller und aggressi-
ver als zuvor durchzusetzen. 

Zu diesem Plan gehören auch die 
massiven Zolldrohungen Trumps 
gegen zahlreiche Länder sowie sei-
ne Forderung an die NATO-Staaten, 
jährlich künftig fünf (statt bisher 
zwei) Prozent ihres Bruttoinlandspro-
duktes in Rüstung zu investieren. Ein 
möglicher dauerhafter Waffenstill-
stand in der Ukraine könnte aus US-
Sicht dazu dienen, die europäischen 
Staaten hier in die Pflicht zu nehmen. 
Trump hat schon im Wahlkampf eine 
schnelle Beendigung des Krieges ge-
fordert — auch deshalb, weil sein po-
litisches Lager eine Annäherung an 
Russland sucht, um dessen Bindung 
an China zu lösen.  

Kampf um die  
Welthegemonie

Die USA sind keineswegs das einzi-
ge Land, das heute eine Umwälzung 
der globalen Ordnung anstrebt, wie 
sie nach Ende des Zweiten Welt-
kriegs 1945 und dem Zerfall der So-
wjetunion 1991 etabliert wurde. Das 
zeigt Russlands Angriffskrieg gegen 
die Ukraine, der im Februar in sein 

viertes Jahr geht. Das zeigt Chinas 
„Neue Seidenstraße“ — ein globales 
Wirtschaftsprojekt, in das die Volks-
republik seit 2013 Billionenbeträge 
investiert hat, um Straßen, Zugstre-
cken, Häfen, Staudämme und Pipe-
lines quer durch Europa, Asien und 
Afrika zu bauen. 

China will mit der Neuen Seidenstra-
ße vor allem die Länder Eurasiens 
wirtschaftlich durchdringen und von 
sich abhängig machen und damit das 
Fundament legen, um zukünftig ein-
mal selbst zur führenden Weltmacht 
zu werden. Aus diesem Grund ver-
folgt das Land auch aggressive He-
gemonialbestrebungen im Pazifik, 
wo chinesische und US-Interessen 
unmittelbar aufeinanderprallen. Um 
im größten Weltmeer eine Vormacht-
stellung erlangen zu können, muss 
China sich früher oder später den 
Inselstaat Taiwan einverleiben — was 
die USA auf alle Fälle verhindern 
wollen. 

Dieser Kampf um eine neue globa-
le Ordnung, der sich gerade massiv 
beschleunigt, hatte sich zunächst 
langsam auf der Grundlage einer 
strukturellen Krise des Kapitalismus 
entwickelt. Diese wurde durch die 
Weltwirtschaftskrise von 2008/09 
eingeleitet, die nach Jahrzehnten der 
beschleunigten Globalisierung von 
Produktionsprozessen und Kapital-
strömen eine Zäsur bedeutete. Das 
globale kapitalistische Akkumula-
tionsmodell lief in eine andauern-
de Flaute, die Globalisierung ver-
langsamte sich und der verschärfte 
Kampf der Staaten um das Wachstum 
auf Kosten der anderen trat auf den 
Plan. Der weltweite Trend zu Protek-
tionismus und Handelskriegen wie 
in Trumps erster Amtszeit war Aus-
druck hiervon. Seit dem Ukrainekrieg 
geht es in diesem imperialistischen 
Ringen auch wieder um die direkte 
Einverleibung von Territorien durch 
große Staaten. Jetzt wollen die USA 
diesen Ball offenbar aufnehmen — 
und mit Grönland anfangen. 

Musk und die AfD

Die Macht der kapitalistischen Oli-
garch:innen, vor denen Biden gewarnt 
hat, ist nicht auf die USA beschränkt. 
Erstens gibt es sie seit mehr als hun-
dert Jahren auch in Europa, etwa in 
Gestalt der Thyssens, Quandts, Bet-
tencourts, Wallenbergs u.v.m. Zwei-
tens ist ihr Kapital im Zuge der im-
perialistischen Globalisierung längst 
über die Grenzen der Nationalstaaten 
hinausgewachsen. Das gilt erst recht 
für die US-Tech-Oligarch:innen. So 
erklärt es sich, dass Elon Musk das 
politische Bündnis mit der Neuen 
Rechten auf Europa ausdehnt und 
in Deutschland die AfD fördert. Die-
se steht u. a. für einen Rückbau der 
EU zugunsten eines „Bundes euro-
päischer Nationen“, was aus Musks 

Sicht die Ausschaltung von Konkur-
renzunternehmen erleichtern könn-
te. Die Umwandlung der politischen 
Systeme in Europa in autoritär-liber-
täre Staaten mitsamt eines radikalen 
Abbaus der Sozialsysteme könnte zu-
dem ein kapitalistisches Eldorado auf 
dem Kontinent hervorrufen — mit-
samt des Ausbaus digitaler Überwa-
chung und Datenerhebung und dem 
Geschäft hiermit.

Darüber hinaus erfolgt der Schulter-
schluss mit der AfD aus genau ge-
gensätzlichen Interessen: Die neue 
US-Regierung will eine Annäherung 
an Russland auf Kosten Europas. Die 
AfD dagegen will eine „eurasische 
Orientierung“ Deutschlands durch-
setzen und das Land im Bündnis mit 
Russland und China — gegen die USA 
— stark machen. Auch hier werden 
schon bestehende Politikansätze von 
Vorgängerregierungen lediglich auf-
gegriffen und radikalisiert.

Neue politische  
Perspektiven?

Dies ist nicht die einzige mögliche 
Bruchlinie im Bündnis zwischen 
Tech-Oligarchie und Neuer Rechten. 
In den USA zeigen sich bereits hef-
tige Meinungsverschiedenheiten in 
der Migrationspolitik. Trumps frühe-
rer Berater Steve Bannon, ein wichti-
ger rechter Influencer, wünschte sich 
Elon Musk bereits „zurück in Südafri-
ka“ (seinem Geburtsland) und warnte 
vor einem „Techno-Feudalismus auf 
Weltmaßstab“.

Aus Sicht der Arbeiter:innenklasse 
müssen solche Bruchlinien genau 
analysiert werden. Schließlich plant 
das Bündnis aus Oligarchen und 
Neuen Rechten nicht weniger als 
einen Sturmangriff auf Arbeiter:in-
nenrechte (Elon Musk: „Ich bin mit 
der Idee der Gewerkschaften nicht 
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einverstanden“). Das Schleifen von 
Anti-Diskriminierungsrichtlinien in 
Unternehmen ist dabei nur ein mini-
maler Vorgeschmack. Die neue Welt-
ordnung, die Trump, Musk und ihre 
Geschäftspartner wollen, wäre eine 
Ordnung des ungezügelten kapitalis-
tischen Kampfes jede:r gegen jede:n 
und in der autoritäre Staaten nur 
noch dafür sorgen, dass die Starken 
noch stärker und die Reichen noch 
reicher werden. 

Das bedeutet aber nicht, ausgerech-
net das bisherige politische System 
zu verteidigen, das diese Weltlage 
hervorgebracht hat und für das der 
greisenhafte Fernsehauftritt Joe Bi-
dens kurz vor dem Ruhestand schon 
fast sinnbildlich steht. Die herrschen-
de „Demokratie“ ist eine Demokratie 
für Kapitalist:innen und Oligarch:in-
nen. Eine „faire Chance für jeden, 
voranzukommen“, konnte der Kapi-
talismus noch nie bieten und tut es 
heute weniger denn je. Und es waren 
Biden, Scholz, Merkel, die die Axt an 
„Grundrechte und Freiheiten“ schon 
angelegt haben, bevor  Trump, Wei-
del, Meloni die politische Bühne be-
treten haben. 

Der Kampf um die neue politische 
Weltordnung bricht heute aus, weil 
die bisherige Weltordnung überlebt 
ist, weil ihre kapitalistische Grund-
lage in der Krise ist und durch eine 
neue Gesellschaftsordnung abgelöst 
werden muss. Oligarch:innen und 
Neue Rechte bieten hierfür nur eine 
Lösung im imperialistischen, krie-
gerischen Sinne und im Sinne des 
Rechts des Stärkeren an. Die Arbei-
ter:innenklasse dagegen muss auf 
diese Krise eine eigene, solidarische, 
sozialistische Antwort entwickeln 
und sich als die revolutionäre gesell-
schaftliche Macht organisieren, die 
diese Alternative durchsetzt.



Die erste Jahreshälft e des Jahres 
1916 verbrachte der kommunis-

tische Revolutionär Wladimir Iljitsch 
Lenin damit, im Exil in Zürich seine 
Analyse des kapitalistischen Welt-
wirtschaft ssystems aufzuschreiben. 
Das so entstandene Werk, veröff ent-
licht unter dem Titel „Der Imperia-
lismus als höchstes Stadium des Ka-
pitalismus” umreißt das Wesen des 
Imperialismus zu Beginn des ersten 
Weltkriegs und stellt dabei als ein 
Merkmal die Entstehung der soge-
nannten Finanzoligarchie und die 
umfassende Herrschaft  des Finanz-
kapitals über die ganze Gesellschaft  
heraus. 

Wer heute nach Beweisen sucht, war-
um Lenins Werk auch über 100 Jahre 
nach seiner Entstehung noch längst 
nicht überholt ist, muss sich nur ein-
mal die Liste der Spitzenkandidat:in-
nen der bürgerlichen Parteien für die 
Bundestagswahl und ihre Verbun-
denheit zum Kapital ansehen: Fried-
rich Merz von der CDU war jahrelang 
Manager bei dem US-amerikanischen 
Vermögensverwaltungsgiganten 
Blackrock. Olaf Scholz von der SPD 
hat während des Cum-Ex-Skandals 
klargestellt, dass er auf der Seite der 
Finanzbetrüger:innen steht. Alice 
Weidel von der AfD arbeitete erst 
für die Investmentbank Goldman-
Sachs und saß später bei einer Invest-
ment-Tochter des deutschen Mono-
pols Allianz in der Vorstandsetage. 
Über Christian Lindner von der FDP 
ist längst bekannt, dass er die Wün-
sche von Porsche und VW direkt in 
politische Verträge einfl ießen ließ. 
Nur Robert Habeck scheint etwas un-
bedarft er zu sein, hat aber trotzdem 
bereits als Wirtschaft sminister erfah-
ren, dass auch er nach der Pfeife des 
Kapitals zu tanzen hat.

Wir haben die Wahl...

Natürlich, so könnte der eine oder 
die andere jetzt entgegnen, geht es 
bei der Wahl und der Regierung nicht 
um einzelne Personen, sondern um 
die Parteien und die Programme, 
denen die Spitzenkandidat:innen an-
gehören. Das ist ganz richtig, ändert 

aber nichts daran, dass am Ende der 
Bundestagswahl das Finanzkapital 
gewonnen haben wird. Jede bürger-
liche Partei, von AfD bis BSW, egal 
ob rot, schwarz oder grün, vertritt  die 
Interessen bestimmter Teile des Fi-
nanzkapitals. Dass sie nicht alle ein-
fach eine große Koalition bilden, liegt 
vor allem daran, dass auch einige In-
teressen innerhalb der Kapitalist:in-
nenklasse über kreuz miteinander 
liegen und es verschiedene Strategien 
für den Machterhalt gibt. 

Der größte Unterschied ist derzeit die 
Frage, wie off en das deutsche Finanz-
kapital schärfere Angriff e auf die 
Millionen Arbeiter:innen – also allen 
diejenigen, die den Reichtum der Ka-
pitalist:innen mit ihrer bezahlten und 
unbezahlten Arbeit erschaff en – un-
ternehmen wird. Schon in den letzten 
Jahren haben wir erlebt, wie im Zuge 
der Aufrüstung der Bundeswehr und 
Milliardenhilfen für die im internatio-
nalen Konkurrenzverhältnis ins Hin-
tertreff en geratene deutsche Wirt-
schaft  unsere Lebensbedingungen 
Stück für Stück schlechter wurden. 
Sozialkürzungen und Stellenabbau 
sind aber, angesichts der sich immer 
weiter verschärfenden Spannun-
gen zwischen den imperialistischen 
Mächten auf der Welt, nicht das Ende 
dieser Entwicklung. SPD und Grüne 
möchten deswegen so lange es geht 
die Illusion des großen Miteinanders 
von Reichen und Armen aufrecht er-
halten – für sie zählt vor allem, unse-

ren Lebensstandard gerade so weit 
aufrechtzuerhalten, dass wir nicht of-
fen zum Protest gegen die Herrschen-
den übergehen. Die AfD, die CDU 
und die FDP stehen hingegen ganz 
unverhohlen dafür, uns und unsere 
Klasse noch stärker in die Mangel 
zu nehmen und den Kapitalist:innen 
noch größere Geschenke zu machen. 
Weil sie wissen, dass es dabei zu Un-
ruhen kommen kann, rüsten sie die 
Polizei auf, die uns bei Demonstra-
tionen und Versammlungen zusam-
menknüppeln werden. AfD und BSW 
vertreten außerdem besonders die 
Interessen desjenigen Teils des Kapi-
tals, der den Schulterschluss mit dem 
russischen Imperialismus wiederher-
stellen möchte.

Schlussendlich heißt das für uns, dass 
sich zwar kurzfristig durch die Wahl 
und neue Kräft ekonstellationen in 
der bürgerlichen Regierung für uns 
Unterschiede ergeben können – über 
kurz oder lang geht es dabei aber nur 
darum, wie schnell es uns schlech-
ter gehen wird. Jedes kleine Zuge-
ständnis an uns wird uns, wenn die 
Kapitalist:innen weiter nach eigenen 
Interessen schalten und walten, frü-
her oder später wieder genommen 
werden.

...ob wir wirklich etwas 
verändern wollen

Die bürgerlichen Parteien führen uns 
also auf lange Sicht in unser Verder-

ben. Mit diesem Wissen im Kopf kann 
angesichts des laufenden Wahlzirkus, 
der Sondierungen und der ganzen 
Expert:innentalks schnell Frust und 
Überdruss aufk ommen – so wie bei 
den rund 30 Prozent der Wahlberech-
tigten, die sich an der Wahl nicht be-
teiligen werden. Aber auch das Nicht-
wählen wird uns keine Verbesserung 
bringen.

Statt dessen heißt es für uns, eine 
echte Alternative aufzubauen und 
der Herrschaft  des Finanzkapitals 
endlich den Garaus zu machen. Da-
bei geht es für uns nicht darum, mit 
so halbgaren Forderungen wie dem 
Austritt  aus der EU oder der Wieder-
herstellung nationaler Stärke einen 
scheinbaren Ausweg aus dem Status 
Qu o anzutäuschen. Nein, für uns und 
unsere Klasse führt der Weg nur über 
die Überwindung des Kapitalismus in 
seiner Gesamtheit und den Ausstieg 
aus dem imperialistischen Weltsys-
tem. 

Was würde Lenin wohl wählen, wäre 
er noch am Leben – und hätt e er 
einen Wahlbenachrichtigungszett el 
von den deutschen Behörden erhal-
ten? Es lässt sich mit Blick auf das 
Werk und Schaff en Wladimir Iljitsch 
Lenins vorsichtig vermuten, dass er 
den Zett el unter den heute gegebenen 
Umständen zerrissen und statt dessen 
alle Ausgebeuteten und Unterdrück-
ten zum Zusammenschluss gegen die 
Regierung und die Kapitalisten auf-
gerufen hätt e. Und genau das ist es, 
was wir heute zu tun haben.

Nach der Wahl werden die Politi-
ker:innen wieder in ihren Parla-
menten und Kämmerlein, in ihren 
Schwatzbuden, wie Lenin es gesagt 
hat, um kleinste Formulierungen 
und große Geschenke für das Kapi-
tal feilschen. Organisieren wir uns 
währenddessen, um ihnen klassen-
kämpferisch und mit unserer geball-
ten Kraft  zu zeigen, dass wir unser 
Schicksal in die eigenen Hände neh-
men – unabhängig von dem, was sie 
reden und unabhängig von dem, was 
das Finanzkapital im Schilde führt.

Rund um die Bundestagswahl wiederholt sich einmal mehr der Höhepunkt im Zirkus der bürgerlichen liberalen 
Demokratie. Forderungen werden aufgestellt, Versprechen gemacht, politische Gegner:innen verhöhnt und neue 
Sieger:innen gekrönt. Einen Ausweg aus Kriegen und Krisen schaff en aber weder CDU noch SPD, nicht die AfD und 
nicht die Grünen, auch nicht die Linke oder das BSW. Statt dieses Wahlzirkus ist es nun Zeit, dass wir selbst das Heft 
in die Hand nehmen. - Ein Kommentar von Mohannad Lamees.
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Wir wählen Klassenkampf 
statt ihren Wahlzirkus!

möchten deswegen so lange es geht 
die Illusion des großen Miteinanders 
von Reichen und Armen aufrecht er-
halten – für sie zählt vor allem, unse-

Die bürgerlichen Parteien führen uns 
also auf lange Sicht in unser Verder-
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Nachdem Russland nach dem Ein-
marsch in die Ukraine zuerst 

mit schnellen Vorstößen im Norden 
scheiterte und den Fokus auf den 
Osten setzte, rücken die russischen 
Truppen mit hohen Verlusten dort 
Meter für Meter vor. Dabei konnten 
gerade zu Beginn noch größere Ge-
ländegewinne erzielt und strategi-
sche Städte eingenommen werden. 
Bekannt ist der erbitt erte Kampf um 
die Hafenstadt Mariupol, die unter 
großer Zerstörung im Mai 2022 ein-
genommen wurde. Daraufh in kam es 
zwischenzeitlich fast zu einem Still-
stand. Nachdem die erste ukrainische 
Gegenoff ensive mit der Rückerobe-
rung einzelner Ortschaft en und ho-
hen Verlusten beendet war, wurden 
westliche Waff enlieferungen enorm 
verstärkt. Bekannt ist die Diskussion 
rund um schwere Panzer wie den Le-
opard 2. 

Im Verlauf vieler weiterer verbitt er-
ter Kämpfe um einzelne Ortschaft en 
wurde zunehmend deutlich, dass die 
militärische Oberhand bei Russland 
liegt. Nicht nur ist trotz der steigen-
den Waff enlieferungen der NATO die 
russische Produktion wesentlich hö-
her, auch zeichnete sich die Überzahl 
an Soldaten an der Front immer mehr 
ab. Im vergangenen Jahr kam es recht 
überraschend zu einer ukrainischen 
Gegenoff ensive auf das russische Ge-
biet Kursk. Dies passierte gerade zu 
der Zeit, in der Russland  verstärk-
te Geländegewinne erzielen konnte. 
Später kämpft en auch Truppen aus 
Nordkorea aktiv auf der Seite Russ-
lands. Nachhaltig ändern konnte die 
Kursk-Off ensive auch nichts und der 
russische Vor-

3 Jahre Ukraine Krieg: Stellungskampf und hybrider Krieg
Am 24. Februar sind es drei Jahre, seit Russland die Ukraine angegriff en hat. Während die Aufmerksamkeit vieler 
Menschen von dem Schauplatz wegrückt, bleiben die wichtigen Fragen bestehen: Wer profi tiert, wer leidet und wie 
hängen verschiedenen Konfl iktherde und Interessen zusammen? Ein Kommentar von Marc Bremer

marsch geht stetig voran. Nach den 
Schrecken des nun drei Jahre andau-
ernden Krieges reden Politiker:innen 
und Medien immer mehr von der 
Notwendigkeit von Verhandlungen. 
Zugleich wird aber das Kriegsgesche-
hen noch intensiviert. 

Kriegsgeschrei in der 
NATO, Kriegsmüdigkeit 

in der Ukraine

 Wenn in Deutschland Baerbock da-
von spricht, dass wir „einen Krieg ge-
gen Russland und nicht gegeneinan-
der“ kämpfen, wird klar, wo sich der 
deutsche Staat mitsamt seiner Ver-
bündeten sieht. Und wo bei etwaigen 
Wahlversprechen zu Sozialem die 
Taten fehlen, folgen sie bei der Auf-
rüstung umso deutlicher. Deutsche 
Panzer sind im Höchstbetrieb in der 
Ukraine aktiv, britische und US Rake-
ten treff en Ziele tief in Russland und 
mitt lerweile gewinnt auch die Dis-
kussion über den Einsatz westlicher 
Truppen in der Ukraine weiter an 
Fahrt. NATO-Truppen in der Ukraine 
würden dann auch jedwede Behaup-
tungen „dass man nicht im Krieg mit 
Russland sei“ (und Baerbock im Eu-
roparat nur einen Ausrutscher hinge-
legt hat), endgültig ersticken. 

Schon länger hört man verzweifelten 
Stimmen aus der Ukraine, dass ihr 
die Truppen an der Front ausgehen. 
Schätzungen sprechen von bis zu 
200.000 Deserteu- ren (eine 
Verurte i lung aller ist 
kaum noch 

möglich), dazu kommen unzählige, 
die vor der Rekrutierung gefl ohen 
sind. Wie tief dieses Problem in der 
Ukraine ist, zeigen immer wieder 
aufk ommende Proteste im Land. So 
protestierten überall in der Ukrai-
ne viele Frauen von Soldaten gegen 
die unbeschränkte Kriegszeit und 
den verweigerten Heimaturlaub. In 
den Worten eines Kommandeurs: 
Gegen ein System, das „in gewisser 
Weise einem Sklavensystem“ ähnelt. 
Nicht verwunderlich: mehr als 50% 
aller Ukrainer:innen hoff en, dass so 
schnell wie möglich ein Kriegsende 
ausgehandelt wird. Doch diese Hoff -
nungen wurden ohne die hohen Her-
ren gemacht. Gerade in diesem Win-
ter sind sich die NATO und Russland 
in einem einig: Hochrüsten und Wei-
ter. 

Russlands Situation

Ein Weiter so scheint auf den ersten 
Blick Russland in die Karten zu spie-
len: Stetige Geländegewinne, eine 
deutlich höhere militärische Produk-
tion, bis zu 5:1 Überzahl an der Front, 
ein sich immer wieder streitender 
Westen. Vieles deutet auf ein erfolg-
reiches Jahr 2025 für Russland hin. 
Und dennoch lohnt es sich ein genau-
eren Blick auf die russische Situation 
zu werfen. Klar, dass drei Jahre Krieg 
nicht geräuschlos an einem Land und 
an der einfachen Bevölkerung vor-
bei gehen. Genauso klar, dass auch 
in Russland große Teile der Be-

völkerung nicht von die-
s e m 

Krieg profi tieren. Das zeigt sich zu-
nehmend in verschiedenen Berei-
chen. Der Krieg kostet Russland nach 
Schätzungen täglich 500 Millionen 
bis 1 Milliarde Dollar. Ein Dritt el der 
Staatsausgaben geht ins Militär. Viel 
Geld, das in anderen Bereichen zu 
kurz kommt. Um die Heimatfront ru-
hig zu halten setzt der russische Staat 
auf Propaganda und Repressionen. 
Rekrutierungen in Russland fi nden 
vor allem unter nationalen Minder-
heiten und auf dem Land statt . Dem-
gegenüber bleiben die großen Städte 
weitgehend verschont. Sie sollen ru-
hig gehalten werden. Und doch ge-
hen Umfragen von der Hälft e der rus-
sischen Bevölkerung aus, die sich für 
ein sofortiges Ende des Krieges aus-
spricht. Eine erste Tendenz: Sowohl 
in der Ukraine als auch in Russland 
wird die Bevölkerung zunehmend 
kriegsmüde. Seine Aufrechterhaltung 
und Ursache liegt allein an den im-
perialistischen Interessen Russlands 
und der Nato.

Das Machtspiel 
um Westasien

Diese imperialistische Interessen 
nach Profi t und Einfl usssphären zei-
gen sich dabei immer off ener an wei-
teren Schauplätzen. Und auch der Ein-
fl uss des Russland-Ukraine-Krieges 
spielt an diesen Plätzen eine wichtige 
Rolle. So zeigt ein Blick nach Syrien, 
wie viel dem russischen Staat bei 
dem Krieg in der Ukraine abverlangt 
wird. Syrien unter Assad war lange 
Zeit wichtigster Verbün- deter und 

auch militärischer S t ü t z -
punkt Russ- l a n d s 

Krieg

den Waff enlieferungen der NATO die 
russische Produktion wesentlich hö-
her, auch zeichnete sich die Überzahl 
an Soldaten an der Front immer mehr 
ab. Im vergangenen Jahr kam es recht 
überraschend zu einer ukrainischen 
Gegenoff ensive auf das russische Ge-
biet Kursk. Dies passierte gerade zu 
der Zeit, in der Russland  verstärk-
te Geländegewinne erzielen konnte. 
Später kämpft en auch Truppen aus 
Nordkorea aktiv auf der Seite Russ-
lands. Nachhaltig ändern konnte die 
Kursk-Off ensive auch nichts und der 
russische Vor-
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Verurte i lung aller ist 
kaum noch 
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Und dennoch lohnt es sich ein genau-
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zu werfen. Klar, dass drei Jahre Krieg 
nicht geräuschlos an einem Land und 
an der einfachen Bevölkerung vor-
bei gehen. Genauso klar, dass auch 
in Russland große Teile der Be-
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s e m 
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„Дети войны“ (CC BY-SA 2.0, htt ps://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/) by Ministry of Defense 
of Ukraine, htt ps://www.fl ickr.com/people/ministryofdefenceua/
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3 Jahre Ukraine Krieg: Stellungskampf und hybrider Krieg

Krieg

in der Region. In Syrien hatte Russ-
land einen Luftstützpunkt und den 
Militärhafen Tartus, der Russland Zu-
gang zum Mittelmeer verschafft hat. 
Noch ist unklar, wie es mit der russi-
schen Präsenz in Syrien und in West-
asien weitergeht. Dass der Verlust 
der beiden Stützpunkte den Einfluss 
Russlands schwächen dürfte, ist dabei 
klar. Russland war eben nicht in der 
Lage, zeitgleich einen Krieg gegen die 
Ukraine mitsamt NATO-Unterstüt-
zung zu führen und weiterhin den 
Verbündeten Assad in Syrien über 
Wasser zu halten. Profitieren wird 
darunter voraussichtlich der NATO-
Staat Türkei, der bei der gesamten 
Operation seine Finger mit im Spiel 
hatte und jetzt die kurdischen Gebie-
te angreift. Auch Israel scheint durch 
den Machtwechsel in Syrien gestärkt 
zu werden. Die sogenannte Achse 
des Widerstandes unter Führung des 
Irans verliert dadurch wichtige Ver-
bündete in der Region. 

Die Lage in Westasien zeigt abermals, 
wie wackelig die aktuelle Weltord-
nung tatsächlich auf den Beinen steht. 
Neben dem überraschend schnellen 
Putsch in Syrien ist es vor allem die 
Situation in Palästina, die uns dies 
vor  Augen führt. Während Israel, un-
ter schützender Hände der USA und 
NATO, einen Genozid verrichtet, war 

es vor allem die Akteure der Achse 
des Widerstandes, die immer wieder 
versuchten Israel anzugreifen und 
die eigenen machtpolitischen Ambi-
tionen durchzusetzen. Dabei wird ne-
ben Israel vor allem die USA und die 
NATO zum Feind erklärt, während 
man sich mit Russland weiterhin gut 
verständigt. Erneut prallen hier die 
räuberischen imperialistischen Inter-
essen aufeinander, die das eine oder 
andere Mal die Gefahr vor einer stär-
keren Ausweitung des Krieges auf-
flammen ließen. Dass es noch nicht 
dazu gekommen ist, liegt auch an den 
USA, die sich vor dem verstärkenden 
Konflikt mit China und der andau-
ernden Unterstützung in der Ukrai-
ne keinen weiteren regionalen Krieg 
leisten können. Gerade der Konflikt 
um Taiwan wird von beiden Seiten 
konfrontativer. Dazu versucht China 
stets gute Beziehungen zu Russland 
zu wahren, dabei aber dem Westen 
(noch nicht) zu stark auf die Füße zu 
treten.

EU-Beitritt oder Russland 

Auch in Ost-Europa spitzt sich in 
vielen Staaten die Lage zu. Wahlen 
in Georgien sorgten zuletzt für radi-
kalen Protest. Im Mittelpunkt steht 
wieder die Frage, an welchen Imperi-
alismus sich angeschmiegt wird, EU-

Beitritt oder Russland-Nähe. Nach-
dem es bei der Wahl der Regierung 
zu Zwischenfällen kam und die Partei 
„Georgischer Traum“ mit absoluter 
Mehrheit gewann, gehen überall Op-
positionelle auf die Straße. Sie werfen 
der Regierung Wahlbetrug vor und 
fordern einen Pro-EU-Kurs. Radika-
lisiert wurden die Proteste durch die 
Ankündigung, den EU-Beitritt vor-
erst bis 2028 auszusetzen. Angeheizt 
mal wieder durch NATO und Russ-
land: So setzt das US-Außenministe-
rium die Partnerschaft aus, während 
Russland die Georgier:innen auffor-
dert, sich den Protesten entgegenzu-
stellen. Ein ähnliches Wettringen gibt 
es in Moldau, dessen Bevölkerung 
sich 2024 auch in einem Referendum 
für einen EU-Beitritt entschieden 
hat. In Moldau geht es um die Region 
Transnistrien. Hier sind Parallelen 
zu den beiden sogenannten Volks-
republiken Donezk und Luhansk zu 
erkennen, gerade was ein versuchtes 
Eingliedern und Einbürgern der Be-
völkerung an Russland angeht.   

Ausblick und Trump

Ein weiteren Ausblick auf den Ukra-
ine-Krieg scheint anhand vieler Un-
sicherheitsfaktoren schwierig. So 
scheint zwar das weitere stetige Vor-
rücken Russlands den Anschein zu 

erwecken, Russland habe Interesse, 
den Krieg weiter zu führen, doch zei-
gen sich auch immer mehr russische 
Probleme. Sowohl im Inneren, die ho-
hen Verluste an der Front, aber auch 
Rückschläge in anderen Regionen. 
Für die Ukraine zeichnen sich enorme 
militärische Probleme ab und auch 
wenn die Frage nach Verhandlungen 
nun offener auf den Tisch geworfen 
werden darf, steigen die Militärhil-
fen aus EU und NATO weiterhin. Der 
wichtigste Player ist dabei die USA, 
die unter Biden trotz vieler heftiger 
Debatten stets den Großteil der Rüs-
tungsexporte ausmachten. Doch was 
ist unter Neu-Präsident Trump? Er 
ist einer der Hardliner in der Poli-
tik gegen China. So war eines seiner 
Wahlversprechen, den Krieg in der 
Ukraine zu beenden. Wie schnell die-
ses Versprechen auch Realität wird, 
so wenig werden Konflikte und Krie-
ge damit in Zukunft beendet werden. 
Das Wettrüsten und Kriegsgeschrei 
der Herrschenden ist im vollen Gan-
ge. Wo man auch hinguckt, wird auf-
gerüstet. Konflikte um Einfluss und 
Profite werden sich nicht durch ein 
paar Verträge lösen lassen. Solange 
dieses System auf Einfluss- und Pro-
fit-Vermehrung beruht, werden Kon-
flikte und Kriege darüber entstehen. 

Hybride Kriegsführung? Was ist das 
überhaupt? Fragt man das deutsche 
Kriegsministerium, hört man Defi-
nitionen wie: Unter hybrider Kriegs-
führung sei eine „Kombination aus 
klassischen Militäreinsätzen, wirt-
schaftlichem Druck, Computeran-
griffen bis hin zu Propaganda in den 
Medien und sozialen Netzwerken“ 
zu verstehen. Ziel der Angreifer sei 
es, „nicht nur Schaden anzurichten, 
sondern insbesondere Gesellschaften 
zu destabilisieren und die öffentli-
che Meinung zu beeinflussen. Offe-
ne pluralistische und demokratische 
Gesellschaften bieten hierfür viele 
Angriffsflächen und sind somit leicht 
verwundbar.“

Wen oder was das Ministerium mit 
der so offenen, pluralistischen und 
demokratischen Gesellschaft meint, 
sei mal dahingestellt. Festhalten lässt 
sich hingegen, dass hybride Kriegs-
führung gar nicht so ein neues Phä-
nomen ist. Propaganda und Des-
informationen sind, seitdem es die 

Möglichkeiten dazu gibt, ein belieb-
tes und erprobtes Mittel der „hybri-
den“ Kriegsführung. So war gerade in 
den beiden Weltkriegen Propaganda-
Material enorm verbreitet. Auch wei-
terführende hybride Kriegsführun-
gen wie vorgeblich zivile Unfälle von 
Schiffen, die verhinderten, dass wich-
tige Lieferungen wie Rohstoffe aber 
auch Nahrungsmittel durchkommen, 
sind schon länger gang und gebe. 

Doch natürlich wird nicht ohne Grund 
ständig von hybrider Kriegsführung 
gesprochen. Durch technische Neu-
entwicklungen sind natürlich auch 
die Möglichkeiten enorm gestiegen. 
Bekannt sind vielleicht die oft zitier-
ten russischen Hacker-Angriffe oder 
die russischen Bots im Internet. Fake 
News, Wahl-Manipulation und mehr. 
Neuerdings wird auch immer offener 
von Migration als Mittel hybrider 
Kriegsführung gesprochen, das dafür 
da sein soll, die Gesellschaft zu spal-
ten. Kennzeichnend für die hybride 
Kriegsführung ist, dass die Schwelle 

zu einem „offiziellen Krieg“ nicht klar 
überschritten wird und demnach die 
Gegenreaktion unklar ist. Ebenso wie 
die NATO nutzt Russland diese Art 
der Kriegsführung sehr massiv:  Laut 
der US-Helsinki-Kommission haben 
in den letzten drei Jahren rund 150 
hybride Operationen auf NATO-Ge-
biet stattgefunden, die mit Russland 
in Verbindung stehen. Ein Beispiel 
wie diese hybriden Kriegsaktivitäten 
außerhalb des Internets aussehen, 
ist die Beschädigung verschiedener 
Industrie und Wirtschaftskräfte. So 
sollen chinesische „false flag“ Schiffe 
Unterwasserkabel beschädigt haben. 

Genau diese unklaren Schwellen und 
die Methoden der hybriden Kriegs-
führung lassen sich auch auf das deut-
sche Agieren anwenden. Wirtschaft-
liche Sanktionen sind eben genau das, 
was Boris Pistorius „wirtschaftlichem 
Druck oder Gesellschaften destabi-
lisieren“ nennt. Wie effektiv solche 
Maßnahmen sein können, kann man 
an vielen Beispielen sehen. So sank-

tionierte die USA zum Beispiel Kuba 
nach der Revolution oder verhängte 
das UN-Embargo gegen den Irak, was 
zu verheerenden humanitären Folgen 
führte. Russland speziell treffen die-
se Sanktionen noch in einem gerin-
gerem Maße. Die Umgehung dieser 
durch Drittstaaten oder die Hinwen-
dung an China und anderen Staaten 
gleichen die Verluste wieder aus. 
Dass auch die Nato und Deutschland 
sich nicht scheuen, weitere „hybride 
Maßnahmen“ zu verwenden, sollte 
auch nicht verwundern, Manipula-
tion und Fake News sind auch hier 
keine Neuigkeiten. Und ziehen sich 
von erfundenen Geschichten über 
Massenvernichtungswaffen zur zer-
störten Nord-Stream 2 Pipeline. 

Erkennbar ist: Hybride Kriegsfüh-
rung war, ist und wird auch in Zu-
kunft bedeutender Teil von Kriegen 
und Konflikten bleiben. 

Bedeutung der hybriden Kriegsführung 
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Hanau – das ist eine Geschich-
te über den Terror und den Fa-

schismus. Tobias Rathjen, 43 Jahre 
alt, Mitglied in einem Schützenver-
ein,  entschied sich am 19. Februar 
2020 dazu, in einer Bar, einem Kiosk 
und einem Shisha-Café insgesamt 
neun Menschen zu erschießen. Die 
Tat hatte Rathjen lange geplant – 
die Orte hatte er vorher besucht und 
ausgekundschaftet, in der Nähe der 
Arena-Bar, einem der Tatorte, wur-
de Wochen vor der Tat die Adresse 
der Website Rathjens an eine Wand 
gesprüht. Eben auf dieser Website 
hatte der Faschist ein Manifest ver-
öffentlicht. In dieser „Botschaft an 
das gesamte deutsche Volk” äußer-
te er seinen Hass auf Migrant:in-
nen, Jüd:innen, Muslim:innen und 
Frauen, seine Vernichtungsfantasien 
ganzer nordafrikanischer und west-
asiatischer Staaten und seine Ver-
schwörungstheorien über Geheim-
organisationen, die die Degeneration 
des deutschen Volkes herbeiführen 
wollen. Am Vorabend seiner Tat sieht 
sich Rathjen Videos von einer Pegi-
da-Veranstaltung in Dresden an, da-
runter eine Rede von AfD-Mitglied 
Björn Höcke.

Auch wenn Rathjen die Waffe allei-
ne in die Hand nahm, so ist seine Tat 

doch das Produkt der faschistischen 
Hetze von vielen. Aus faschistischen 
Versatzstücken in Chaträumen, On-
line-Magazinen und Reden baute 
sich Rathjen das ideologische Gerüst 
für seine Taten – und ist genau des-
wegen kein „Einzeltäter”, sondern, 
genau wie der Attentäter von Halle, 
wie der Attentäter von Christchurch, 
wie die Mörder von Oury Jalloh und 
wie Anders Breivik Teil der faschisti-
schen Gesamtbewegung.

Auf den Staat ist  
kein Verlass

Hanau – das ist auch die Geschichte 
von faschistischen Strukturen in der 
Polizei. Allein in der Tatnacht selbst 
fallen mehrere Fehler der Polizei auf. 
Nicht nur waren die Notrufnummer 
110 nicht ausreichend besetzt und 
die Notausgänge der Arena-Bar auf-
grund einer polizeilichen Anordnung 
geschlossen. Als Rathjen nach den 
Morden nach Hause flüchtete, be-
obachteten die zum Haus gerufenen 
Einsatzkräfte über eine Stunde lang 
weder die Eingangs- noch die Hinter-
tür des Hauses. Rathjen hätte also – 
hätte er nicht erst seine Mutter und 
anschließend sich selbst getötet – 
fliehen können. 

Eine Aufarbeitung dieser Fehler ver-
lief immer wieder im Sande, der da-
zugehörige Untersuchungsbericht 
lässt bis heute viele Fragen offen. Der 
Vater des ermordeten Hamza, Armin 
Kurtović betonte in Hinblick auf den 
Umgang der Polizei mit dem eigenen 
Versagen, dass ähnlich wie bei der 
Mordserie der faschistischen Terror-
gruppe NSU so gut wie keine Konse-
quenzen gezogen worden seien. Ver-
antwortliche der Polizei seien nach 
gravierenden Fehlern sogar noch be-
fördert worden.

13 der 19 SEK-Einsatzkräfte, die in 
der Tatnacht von Hanau anwesend 
waren, wurde später ausgerechnet 
nachgewiesen in volksverhetzenden 
und rassistischen Chatgruppen ak-
tiv und Teil einer vom sogenannten 
NSU 2.0-Netzwerk unterwanderten 
Einheit gewesen zu sein. Dieses fa-
schistische Netzwerk innerhalb der 
hessischen Polizei bestand aus min-
destens 38 Personen, gab Informatio-
nen über politische Gegner an Neo-
nazi-Strukturen weiter und warnte 
Kolleg:innen, sobald sie zu auffällig 
wurden und Ermittlungen gegen sie 
begannen.

Wie sollen also eine Polizei, in der 
solche Strukturen über Jahre wirken 
können und wie soll ein Staat, der 
zum Schutz seiner Rechtsordnung 
genau solche Menschen rekrutiert 
uns gegen faschistischen Terror hel-
fen? Der Anschlag von Hanau hat 
uns einmal mehr gezeigt, dass Fa-
schismus in diesen Staat und sei-
ne Institutionen eingeschrieben ist. 
Der Staat hat nicht versagt, wenn 
Migrant:innen unbehelligt ermordet 
werden, sondern er überlässt seinen 
faschistischen Vortrupps bereitwillig 
die Aufgabe: Unter den besonders un-
terdrückten Teilen der Gesellschaft 
Angst und Schrecken zu verbreiten 
und den Boden für weitere reaktio-
näre Entwicklungen zu bereiten.

Von Trauer zu Wut  
zu Widerstand

Hanau – das ist nicht zuletzt auch die 
Geschichte von antifaschistischem 
Widerstand, Protest und neuer Bewe-
gung. Gerade weil sich der Charakter 
des Staates nach dem Terroranschlag 

in Hanau so vielen von uns deutlich 
offenbart hat, formierten sich in ganz 
Deutschland zuerst Gedenkinitiati-
ven und später aktivistische Grup-
pen. Im Gegensatz zu dem offiziellen 
Gedenken in Hanau selbst, wo der 
Bürgermeister sich keine Demons-
trationen, sondern stille Andacht 
wünscht und die offiziellen Veran-
staltungen oft mithilfe von bürger-
lichen Stiftungen kuratiert werden, 
brach sich unter einer neuen Gene-
ration von Migrant:innen die Wut 
auf den allgegenwärtigen Rassismus 
Bahn. Bereits unmittelbar nach dem 
Hanau-Anschlag organisierten sich 
in mehreren deutschen Städten Mig-
rantifa-Gruppen. Die Konterfeis der 
Ermordeten von Hanau wurden in 
den Monaten und Jahren nach dem 
Anschlag zu Symbolen des Geden-
kens und für viele Aktivist:innen zur 
Erinnerung daran, dass sie sich gegen 
den Faschismus selbst zur Wehr set-
zen müssen.

Aus der Wut über die Angriffe auf 
Migrant:innen erwuchs bei vielen 
auch der Drang, sich gegen das gro-
ße Ganze, nämlich das kapitalisti-
sche System, zusammenzuschlie-
ßen. Hanau war deswegen für viele 
Aktivist:innen, die sich heute in den 
Reihen revolutionärer und klassen-
kämpferischer Organisationen wie-
derfinden, der Initialpunkt dafür, 
sich nicht einfach nur als Betroffene 
von Rassismus zu sehen, sondern als 
diejenigen, die es selbst in der Hand 
haben, die Gesellschaft so umzuge-
stalten, dass Faschismus und Hetze 
gegen Migrant:innen der Vergangen-
heit angehören. Ja, der faschistische 
Terrorist Rathjen hat mit seinem An-
schlag neun Migrant:innen das Leben 
genommen und unzähliges Leid ver-
ursacht. Doch wir haben es geschafft, 
die Wut über diese Tat in einen dau-
erhaften Kampf gegen den Faschis-
mus umzuwandeln. Heute, fünf Jahre 
später, stehen die fortgeschrittensten 
Teile der Bewegung, die sich nach 
dem Anschlag formierte, eingereiht 
in eine stärker werdende Front von 
Arbeiter:innen, Frauen, Migrant:in-
nen und Jugendlichen, die eine bes-
sere Welt für alle Unterdrückten er-
kämpfen wollen.

Am 19. Februar jährt sich die Ermordung von Said Nesar Hashemi, Hamza Kenan Kurtović, Ferhat Unvar, Sedat Gür-
büz, Fatih Saraçoğlu, Gökhan Gültekin, Vili Viorel Păun, Mercedes Kierpacz und Kaloyan Velkov zum fünften Mal. Der 
Terroranschlag von Hanau am 19. Februar 2020 ist ein erschütterndes Beispiel für den stärker werdenden Faschis-
mus in Deutschland. Hanau war aber auch der Anfangspunkt einer neuen Geschichte des antifaschistischen Wider-
standes. - Ein Kommentar von Jamil Doury.

Fünf Jahre nach Hanau: Schulter an 
Schulter gegen den Faschismus!
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Laut Oliver Bäte sei Deutschland 
Weltmeister bei den Krankmeldun-
gen, jeder Angestellte sei im Schnitt 
20 Tage pro Jahr krank. Um diese Tage 
wieder zu mindern hat er die Debat-
te um den Karenztag aufgemacht. 
Damit möchte Bäte verhindern, dass 
die Arbeiter:innen krank machen 
würden. Er geht damit grundsätzlich 
davon aus, dass viele gar nicht wirk-
lich krank, sondern nur zu faul zum 
Arbeiten seien. 

Vorschlag trifft  
auf Gegenwind

Mehrere Politiker:innen und die 
DGB-Chefin stellen sich aktuell noch 
gegen den Vorschlag. Der Bundes-
arbeitsminister Hubertus Heil (SPD) 
sagt dazu, „wer krank gemeldete 
Beschäftigte unter den Generalver-
dacht des Blaumachens stellt, hat ein 
verzerrtes Bild von den arbeitenden 
Menschen in diesem Land“. 

Die FDP brachte außerdem den 
Vorschlag ein, man könnte die Ar-
beiter:innen belohnen, die keine 
Krankheitstage hätten. Der Gesund-
heitsminister Lauterbach bezeichne-
te den Vorschlag  als „Unverschämt-
heit“. Auch die DGB-Chefin Yasmin 
Fahimi äußert sich zu dem Vorstoß. 
Sie sagte, es handele sich um einen 
Versuch, tarifliche und sozialrecht-
liche Errungenschaften abzubauen 
und kritisierte richtigerweise, dass 
es sich auch um das Ziel handele, 
Lohnkosten durch die Hintertüre zu 
sparen. Sowohl Lauterbach als auch 
Fahimi verschwiegen jedoch in ihren 
Kritiken, dass ein solches Vorgehen 
in vielen Firmen bereits Realität und 
oft als „Produktivitätsbonus“ bekannt 
ist.

Misstrauen gegen  
Arbeiter:innen

Nicht nur der Allianz-CEO ist miss-
trauisch gegenüber Arbeiter:innen. 
Der deutsche Werksleiter des US-
Konzerns Tesla machte bei seinen 
krank gemeldeten Mitarbeiter:innen 
unangekündigte Hausbesuche, um 
sie zu kontrollieren. Ob dieses unter 
Druck setzen bei der Genesung hilft, 
ist natürlich fraglich. Zum Teil wird 
sogar so weit gegangen, zu sagen, 

dass der hohe Krankenstand an der 
Rezession der deutschen Wirtschaft 
schuld sei. Das behauptet der Ver-
band der forschenden Pharmaunter-
nehmen VFA. Sie behaupten, dass 
ohne die „überdurchschnittlichen“ 
Krankheitstage die deutsche Wirt-
schaft um knapp 0,5 Prozent gewach-
sen wäre. 

Dieses „wenn und aber“ ist aber nur 
dafür da, um die Schuld zu verschie-
ben und den eigentlichen Schuldigen, 
und zwar den normalen Krisenzyk-
lus des Kapitalismus zu verschleiern. 
Auch die Corona-Pandemie und die 
damit eingegangenen Lieferengpässe 
werden komplett außer acht gelas-
sen und schuld sollen auf einmal die 
kranken Arbeiter:innen sein. 

Dabei ist auch zu beachten, dass die 
Zahlen, wie Oliver Bäte sie nennt, so 
nicht ganz stimmen. Zum einen sieht 
die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) keinen erhöhten Kranken-
stand in Deutschland. Laut ihren 
Daten fehlten Beschäftigte 2023 im 
Schnitt 6,8 Prozent ihrer Arbeits-
zeit wegen Krankheit – so oft wie 
im Durchschnitt in den Jahren 2015 
– 2019. 

Dazu kommt noch ein statistischer 
Sondereffekt bei der Erhebung der 
Zahlen. Bis 2022 war es den Arbei-
ter:innen noch selber überlassen, 
ob sie die Krankmeldung nicht nur 
dem Unternehmen, sondern auch 
der Krankenkasse zukommen lassen. 
Das wurde oft nicht gemacht, sodass 
diese Daten gar nicht registriert wer-
den konnten. Aufgrund der neuen 
Online-Bescheinigungen, erhalten 
die Krankenkassen mittlerweile alle 
Krankmeldungen. Das führt natür-
lich zu einem plötzlichen Anstieg der 
Zahlen. 

Zurückdrehen von  
Fortschritten

Nichtsdestotrotz darf man den Vor-
schlag von Oliver Bäte nicht einfach 
abtun, denn er könnte in wenigen 
Monaten schon Gesetz werden. Die 
letzte Zeit hat gezeigt, gerade wäh-
rend dieser anhaltenden Wirtschafts-
krise versucht das Kapital immer 
wieder einen neuen, schlechteren 

Staus Quo durchzusetzen. Das Thema 
„Back-to-Office“ war  in aller Munde 
und einige Firmen wie Telekom und 
Tesla haben die Rückkehr in die Bü-
ros rabiat durchgesetzt. Angestellte 
bei der Telekom müssen wieder drei 
Tage die Woche ins Büro. Tesla-Chef 
Elon Musk hält Homeoffice sogar für 
„moralisch falsch“. Er behauptet, er 
fände es falsch, dass die Werkmitar-
beiter:innen in die Werkstatt kom-
men müssen, während andere von zu 
Hause aus arbeiten dürfen. Allerdings 
ist klar, das es ihm dabei nur darum 
geht, dass er die Leute im Büro besser 
kontrollieren lassen und anpeitschen 
kann. Moralität ist für den Multi-Un-
ternehmer und AfD-Befürworter ein 
Fremdwort. 

Wen trifft der Karenztag?

Der Karenztag wird die am meisten 
treffen, die bereits wenig Lohn krie-
gen und sich keinen unbezahlten 
Tag leisten können. Also Menschen, 
die besonders oft in prekären Jobs 
arbeiten wie Frauen und Studieren-
de. Im Umkehrschluss wird das be-
deuten, dass viele gezwungen sind, 
sich krank zur Arbeit zu schleppen 
und dort entweder ihre Kolleg:innen 
anstecken oder sich nicht vernünftig 
ausruhen können, um gesund zu wer-
den. Das wird dazu führen, dass noch 
mehr Mitarbeiter:innen ausfallen und 
für noch längere Zeit. 

Wie kann man  
sich wehren? 

Wenn man wirklich gegen die Krank-

heitstage der Arbeiter:innen vorge-
hen möchte, muss man die Ursachen 
heraus finden. Die Deutschen werden 
immer kränker, nicht nur körperlich, 
sondern auch oft psychisch. Das pas-
siert nicht einfach so oder weil man 
besonders faul ist, sondern geht ein-
her mit einem System, das durch Aus-
beutung, Überlastung und Krisen ge-
kennzeichnet ist. Armut, Stress und 
Überlastung machen krank, und das 
ist keine neue Erkenntnis, sondern 
schon lange bekannt. Dass die Chefs 
daran aber nichts ändern wollen, ist 
klar, denn dann müssten sie ganz 
konkret ihre eigenen Profite hinter 
das Wohl der Arbeiter:innen setzen. 

Gerade die Zeiten der Wirtschafts-
krise bringen vermehrte Angriffe auf 
die Arbeiter:innen hervor, denn die 
Konzerne wollen Krisenlasten auf 
unseren Rücken abwälzen Dagegen 
wehren kann man sich allerdings nur 
gemeinsam und organisiert. Das wird 
nicht der letzte Angriff gewesen sein, 
und wir müssen ihn gemeinsam zu-
rückschlagen. 

Wege zum Ziel gibt es hier viele. 
Zum einen sind Streiks immer ein 
legitimes Mittel, um die Angriffe ab-
zuwehren. Aber es gibt auch andere 
Formen des Arbeitskampfes. Wenn 
es den Chef so sehr nervt, dass die 
Arbeiter:innen so oft krank sind und 
der Karenztag eingeführt wird, kann 
man sich in Zukunft auch bei kleinen 
Sachen wie Halsweh auch einfach di-
rekt die ganze Woche krankschreiben 
lassen und nicht mehr nur einen Tag.

Einführung des Karenztages:  
Dumme Idee, aber bald Wirklichkeit?
1970 wurde der Karenztag abgeschafft. Jetzt hat der Allianz-CEO Oliver Bäte wieder die Debatte darum entfacht, 
dass am ersten Tag der Krankheit kein Lohn gezahlt werden soll. Idiotischer Vorschlag oder kann das doch schneller 
Realität werden als man denkt? Ein Kommentar von Michelle Mirabal

Arbeitsrechte
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Brandkatastrophe in Los 
Angeles – Neue Normalität?

Zum Jahresbeginn entfaltete sich 
in den USA im letzten Monat 

eine der verheerendsten Naturkatast-
rophen in der Geschichte des Landes. 
Eine Kombination aus der extrem 
trockenen Umwelt und Orkanwin-
den haben in der Metropolregion Los 
Angeles Brände ausgelöst, die ganze 
Stadtt eile hinweggefegt haben.

In elf Tagen, die das Feuer brannte, 
verloren über zwei Dutzend Men-
schen ihr Leben, über 205.000 wei-
tere mussten aus ihren Häusern fl ie-
hen. Der Sachschaden wird auf etwa 
250 Milliarden Dollar geschätzt und 
macht die Brandkatastrophe so zur 
wahrscheinlich teuersten Naturka-
tastrophe in der Geschichte der Ver-
einigten Staaten.

Die Region im Bundesstaat Kalifor-
nien hat schon lange mit immer hef-
tigeren Wald- und Buschbränden zu 
kämpfen. Im September rief der Gou-
verneur des Bundesstaates bereits 
den Ausnahmezustand für Los Ange-
les und die umliegenden Gemeinden 
aus. Damals fraß sich das Feuer vor 
allem durch Schluchten und Berge, 
und umliegende dicht besiedelte Ge-
biete blieben größtenteils verschont.

Anders im November, als in den Ber-
gen Kaliforniens schon wieder ein 
Waldbrand ausgebrochen war, der 
vor allem die Kleinstadt Camarillo 
traf. Erneut mussten Tausende ihre 
Häuser verlassen, ganze Straßenzü-
ge und hunderte Gebäude wurden in 
dem Feuer zerstört.

Dabei ist nicht nur Kalifornien, son-
dern auch andere Teile der USA von 

den scheinbar immer stärker werden-
den Waldbränden betroff en. Allein 
im Jahr 2023 gab es 56.580 Flächen-
brände in den USA von denen über 
eine Million Hektar Land betroff en 
waren. Jedes Jahr belaufen sich die 
durch Waldbrände entstehenden 
Kosten in den USA auf über 400 Mil-
liarden Dollar.

Dabei gibt es im historischen Ver-
gleich sogar einen Rückgang der Zahl 
der Brände im Vergleich zu den 90er 
Jahren. Dafür gibt es einen Aufwärts-
trend bei der verbrannten Fläche pro 
Jahr. Auch wenn es also im Vergleich 
weniger Brände gibt, breiten sie sich 
tendenziell schneller aus, verschlin-
gen mehr Fläche und produzieren 
verheerendere Schäden.

Waldbrände in Europa 
und dem Rest der Welt

Und nicht nur in den USA, sondern 
auch bei uns in Europa steigt die Ge-

fahr der Waldbrände. Im Jahr 2023 
wurden mehr als eine halbe Million 
Hektar, eine Fläche doppelt so groß 
wie Luxemburg, durch Waldbrände 
zerstört.

Das macht 2023 zu einem der schwers-
ten Waldbrandjahre für die EU. Am 
meisten Fläche wurde mit einer Mil-
lion Hektar im Jahr 2017 zerstört, ge-
folgt von 2022 mit etwa 800.000 und 
2007 mit 600.000 Hektar verbrannter 
Fläche.

Besonders heft ig traf es den Mitt el-
meerraum und die Region um die 
Stadt Alexandroupoli in Griechen-
land, die den größten einzelnen Brand 
in Europa seit den 1980er Jahren er-
lebte. Auch in den Jahren zuvor war 
es vor allem die Mitt elmeerregion, in 
der heft ige Waldbrände tobten.

Auch außerhalb von Europa und 
den USA macht sich der Anstieg von 
Brandkatastrophen bemerkbar. In 

Australien verbrannten 2019 inner-
halb von vier Monaten mehr als 12 
Millionen Hektar Land. Zuvor traf 
das Land eine Hitzewelle von bisher 
unbekanntem Ausmaß.

Am meisten brennt es pro Jahr in 
Zentralafrika, etwa 70 Prozent der 
weltweiten Brände fi nden hier statt . 
In ganz Afrika brennen jedes Jahr 
rund 300 Millionen Hektar Land. 
Auch in Südamerika, zum Beispiel 
in Chile, macht sich die Klimakrise 
bemerkbar. 2017 verschlangen die 
Flammen mehr als drei Prozent der 
Waldfl äche des Landes. Der zentrale 
Teil des Landes leidet seit Jahren im-
mer wieder unter Dürren.

Ab auf den Mars?

Was kann unsere Antwort auf stei-
gende Temperaturen, anhaltende 
Dürren und Waldbrände sein? Wenn 
es nach Elon Musk, Donald Trump 
und Co. geht, kann nur die Auswan-
derung in Richtung Mars die Mensch-
heit noch rett en. Anstatt  einer ernst-
haft en Antwort auf den Niedergang 
unserer Existenzgrundlage haben der 
Kapitalismus und seine Vertreter nur 
eins zu bieten: Noch mehr Expansion.

Während sie es nicht mal schaff en 
in US-Millionenstädten – im Herzen 
des Imperialismus – für ein sicheres 
Leben zu sorgen, während Millionen 
Menschen weltweit vor den Auswir-
kungen des Klimawandels fl iehen 
müssen oder sogar ihr Leben lassen, 
fantasiert Musk lieber von Raketen, 
Raumstationen und Marskolonien.
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205.000 auf der Flucht, 28 Tote – so startete das Jahr für die Bevölkerung von Los Angeles, die mit einer der schwers-
ten Brandkatastrophen in der Geschichte der USA zu kämpfen hatten. Ein Kommentar von Alex Lehmann


